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Allgemeine Deutsche Spediteurbedingungen 2016 (ADSp 2016) 

 

 ADSp 2003 

Kursive Klauseln entfallen ersatzlos 

 ADSp 2016 

Stand: 1. Januar 2016 

 Präambel  Präambel 

 Diese Bedingungen werden zur Anwendung 
ab dem 1. Januar 2003 empfohlen vom Bun-
desverband der Deutschen Industrie, Bun-
desverband des Deutschen Groß- und Au-
ßenhandels, Bundesverband Spedition und 
Logistik, Deutschen Industrie- und Handels-
kammertag, Hauptverband des Deutschen 
Einzelhandels. Diese Empfehlung ist unver-
bindlich. Es bleibt den Vertragsparteien un-
benommen, vom Inhalt dieser Empfehlung 
abweichende Vereinbarungen zu treffen. 

 Die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen 
2016 (ADSp 2016) werden ab dem 1. Januar 2016 
vom Deutschen Speditions- und Logistikverband  
e. V. (DSLV) zur Anwendung empfohlen. 

Diese Empfehlung ist unverbindlich. Es bleibt den 
Vertragsparteien unbenommen, vom Inhalt dieser 
Empfehlung abweichende Vereinbarungen zu tref-
fen. 

1. Interessenwahrungs- und Sorgfaltspflicht 1. Geltung der ADSp 2016, Vorrang zwingenden 
Rechts 

 Der Spediteur hat das Interesse des Auf-
traggebers wahrzunehmen und seine Tätig-
keiten mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Kaufmannes auszuführen. 

1.1 Die ADSp 2016 gelten für alle Verträge und Leis-
tungen des Spediteurs, es sei denn, die in Ziffern 
2.3 und 2.4 definierten Ausnahmen liegen vor. All-
gemeine Geschäftsbedingungen oder sonstige vor-
formulierte Vertragsbedingungen des Auftragge-
bers finden keine Anwendung, auch dann nicht, 
wenn sie lediglich ergänzende Regelungen zu den 
ADSp 2016 enthalten. 

  1.2 Nur gesetzliche Bestimmungen, von denen im We-
ge vorformulierter Vertragsbedingungen nicht ab-
gewichen werden darf, gehen den ADSp 2016 vor. 

2. Anwendungsbereich 2. Anwendungsbereich 

2.1 Die ADSp gelten für Verkehrsverträge über 
alle Arten von Tätigkeiten, gleichgültig ob 
sie Speditions-, Fracht-, Lager- oder sons-
tige üblicherweise zum Speditionsgewerbe 
gehörende Geschäfte betreffen. Hierzu zäh-
len auch speditionsübliche logistische Leis-
tungen, wenn diese mit der Beförderung 
oder Lagerung von Gütern in Zusam-
menhang stehen. 

2.1 Die ADSp 2016 gelten für alle Verkehrsverträge 
des Spediteurs als Auftragnehmer über alle Arten 
von Tätigkeiten, gleichgültig ob sie Speditions-, 
(See-) Fracht-, Lager- oder sonstige üblicherweise 
zum Speditionsgewerbe gehörende Geschäfte  
(z. B. Zollabwicklung, Sendungsverfolgung, Um-
schlag) betreffen. 

2.2 Bei speditionsvertraglichen Tätigkeiten im 
Sinne der §§ 453 bis 466 HGB schuldet der 
Spediteur nur den Abschluss der zur Erbrin-
gung dieser Leistungen erforderlichen Ver-
träge, soweit zwingende oder AGB-feste 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestim-
men. 

2.2 Die ADSp 2016 gelten auch für speditionsübliche 
logistische Leistungen, wenn diese mit der Beför-
derung oder Lagerung von Gütern in Zusammen-
hang stehen, insbesondere für Tätigkeiten wie Bil-
dung von Ladeeinheiten, Kommissionieren, Etiket-
tieren und Verwiegen von Gütern und Retouren-
abwicklung. 
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2.3 Die ADSp gelten nicht für Geschäfte, die 
ausschließlich zum Gegenstand haben 

2.3 Die ADSp 2016 gelten nicht für Geschäfte, die aus-
schließlich zum Gegenstand haben 

 - Verpackungsarbeiten 2.3.1 Verpackungsarbeiten 

 - die Beförderung von Umzugsgut oder 
dessen Lagerung, 

2.3.2 die Beförderung und Lagerung von abzuschlep-
pendem oder zu bergendem Gut 

  2.3.3 die Beförderung von Umzugsgut 

 - Kran- oder Montagearbeiten sowie 
Schwer- oder Großraumtransporte mit 
Ausnahme der Umschlagstätigkeit des 
Spediteurs, 

2.3.4 die Lagerung von Umzugsgut, wenn dafür die All-
gemeinen Lagerbedingungen des Deutschen Mö-
beltransports (ALB) vereinbart sind, 

 - die Beförderung und Lagerung von 
abzuschleppenden oder zu bergen-
den Gütern. 

2.3.5 Kranarbeiten, Schwer- oder Großraumtransporte 
und damit zusammenhängende Montagearbeiten, 
wenn dafür die Allgemeinen Geschäftsbedingun-
gen der Bundesfachgruppe Schwertransporte und 
Kranarbeiten (AGB-BSK Kran und Transport) 
vereinbart sind. 

2.4 Die ADSp finden keine Anwendung auf 
Verkehrsverträge mit Verbrauchern. Ver-
braucher ist eine natürliche Person, die den 
Vertrag zu einem Zweck abschließt, der 
weder ihrer gewerblichen noch ihrer selb-
ständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet 
werden kann. 

2.4 Die ADSp 2016 finden keine Anwendung auf Ver-
kehrsverträge mit Verbrauchern i.S.v. § 13 BGB. 

2.5 Weichen Handelsbräuche oder gesetzliche 
Bestimmungen von den ADSp ab, so gehen 
die ADSp vor, es sei denn, dass die gesetzli-
chen Bestimmungen zwingend oder AGB-fest 
sind. 

Bei Verkehrsverträgen über Luft-, See-, Bin-
nenschiffs- oder multimodale Transporte 
können abweichende Vereinbarungen nach 
den dafür etwa aufgestellten besonderen 
Beförderungsbedingungen getroffen werden. 

  

2.6 Der  Spediteur  ist  zur  Vereinbarung  der  
üblichen Geschäftsbedingungen Dritter be-
fugt. 

  

2.7 Im Verhältnis zwischen Erst- und Zwischen-
spediteur gelten die ADSp als Allgemeine 
Geschäftsbedingungen des Zwischenspe-
diteurs. 
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3. Auftrag, Übermittlungsfehler, Inhalt, be-
sondere Güterarten 

3. Auftragserteilung, Informationspflichten, be-
sondere Güterarten 

3.1 Aufträge, Weisungen, Erklärungen und Mit-
teilungen sind formlos gültig. Nachträgliche 
Änderungen sind als  solche deutlich kennt-
lich zu machen. 

Die Beweislast für den Inhalt sowie die 
richtige und vollständige Übermittlung 
trägt, wer sich darauf beruft. 

  

3.2 Soweit für Erklärungen die Schriftform ver-
langt wird, steht ihr die Datenfernübertra-
gung und jede sonst lesbare Form gleich, 
sofern sie den Aussteller erkennbar macht. 

  

3.3 Der Auftraggeber hat dem Spediteur bei 
Auftragserteilung mitzuteilen, dass Gegen-
stand des Verkehrsvertrages sind: 

• Gefährliche Güter 

• Lebende Tiere und Pflanzen 

• Leicht verderbliche Güter 

• Besonders wertvolle und diebstahl-
gefährdete Güter 

  

3.4 Der Auftraggeber hat im Auftrag Adressen, 
Zeichen, Nummern, Anzahl, Art und Inhalt 
der Packstücke, Eigenschaften des Gutes 
im Sinne von Ziffer 3.3, den Warenwert für 
eine Versicherung des Gutes und alle sons-
tigen erkennbar für die ordnungsgemäße 
Ausführung des Auftrags erheblichen Um-
stände anzugeben. 

3.1 Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Spediteur 
rechtzeitig vor Auftragserteilung über alle wesentli-
chen, die Ausführung des Auftrags beeinflussenden 
Umstände zu unterrichten. 

  3.1.1 Hierzu zählen alle für die Leistungserbringung rele-
vanten Daten wie Adressen, Zeichen, Nummern, 
Anzahl der Packstücke oder anders angegebene 
Mengen, Art, Beschaffenheit und Eigenschaften 
des Gutes (wie lebende Tiere und Pflanzen, Ver-
derblichkeit), das Rohgewicht (inklusive Verpa-
ckung und Lademittel), Lieferfristen und der Wa-
renwert (z. B. für zollrechtliche Zwecke oder eine 
Versicherung des Gutes nach Ziffer 21). 
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  3.1.2 Insbesondere hat der Auftraggeber den Spediteur 
hinzuweisen auf 

a. alle öffentlich-rechtlichen, z. B. zollrechtlichen, 
außenwirtschaftsrechtlichen (insbesondere wa-
ren-, personen- oder länderbezogene Embar-
gos) und sicherheitsrechtlichen Verpflichtun-
gen, 

b. im Falle von Seebeförderungen alle nach den 
seerechtlichen Sicherheitsbestimmungen (z. B. 
SOLAS) erforderlichen Daten, 

c. Dritten gegenüber bestehende gewerbliche 
Schutzrechte, z. B. marken- und lizenzrecht-
liche Beschränkungen, die mit dem Besitz des 
Gutes verbunden sind sowie gesetzliche oder 
behördliche Hindernisse, die der Auftragsab-
wicklung entgegenstehen, 

d. besondere technische Anforderungen an das 
Beförderungsmittel und spezielle Ladungs-
sicherungsmittel, die der Spediteur gestellen 
soll. 

3.5 Bei gefährlichem Gut hat der Auftraggeber 
bei Auftragserteilung dem Spediteur schrift-
lich die genaue Art der Gefahr und – soweit 
erforderlich – die zu ergreifenden  Vor-
sichtsmaßnahmen  mitzuteilen. Handelt es 
sich um Gefahrgut im Sinne des Gesetzes 
über die Beförderung gefährlicher Güter oder 
um sonstige Güter, für deren Beförderung 
oder Lagerung besondere gefahrgut-, um-
gangs- oder abfallrechtliche Vorschriften be-
stehen, so hat der Auftraggeber alle für die 
ordnungsgemäße Durchführung des Auf-
trags erforderlichen Angaben, insbesondere 
die Klassifizierung nach dem einschlägigen 
Gefahrgutrecht, mitzuteilen. 

3.2 Bei gefährlichem Gut hat der Auftraggeber im Auf-
trag dem Spediteur in Textform die Menge, die 
genaue Art der Gefahr und – soweit erforderlich – 
die zu ergreifenden Vorsichtsmaßnahmen mitzu-
teilen. Außerdem hat der Auftraggeber die Klassi-
fizierung nach dem einschlägigen Gefahrgutrecht 
mitzuteilen und spätestens bei Übergabe des Gu-
tes die erforderlichen Unterlagen zu übergeben. 

Gefährliche Güter sind Güter, von denen auch im 
Rahmen einer normal verlaufen- den Beförderung, 
Lagerung oder sonstigen Tätigkeit eine un-
mittelbare Gefahr für Personen, Fahrzeuge und 
Rechtsgüter Dritter ausgehen kann. Gefährliche 
Güter sind insbesondere die Güter, die in den An-
wendungsbereich einschlägiger Gefahrgutgesetze 
und -verordnungen sowie gefahrstoff-, wasser- 
oder abfallrechtlicher Vorschriften fallen. 
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3.6 Der Auftraggeber hat den Spediteur bei be-
sonders wertvollen oder diebstahlgefährde-
ten Gütern (z. B. Geld, Edelmetalle, 
Schmuck, Uhren, Edelsteine, Kunstgegen-
stände, Antiquitäten, Scheck-, Kreditkarten, 
gültige Telefonkarten oder andere Zah-
lungsmittel, Wertpapiere, Valoren, Doku-
mente, Spirituosen, Tabakwaren, Unterhal-
tungselektronik, Telekommunikationsgeräte, 
EDV-Geräte und -Zubehör) sowie bei Gütern 
mit einem tatsächlichen Wert von 50 Euro/kg 
und mehr so rechtzeitig vor Übernahme 
durch den Spediteur schriftlich zu informie-
ren, dass der Spediteur die Möglichkeit hat, 
über die Annahme des Gutes zu entschei-
den und Maßnahmen für eine sichere und 
schadenfreie Abwicklung des Auftrags zu 
treffen. 

3.3 Bei wertvollem oder diebstahlgefährdetem Gut hat 
der Auftraggeber im Auftrag den Spediteur in Text-
form über Art und Wert des Gutes und das be-
stehende Risiko zu informieren, so dass der Spe-
diteur über die Annahme des Auftrags entscheiden 
oder angemessene Maßnahmen für eine sichere 
und schadenfreie Abwicklung des Auftrags treffen 
kann. 

Wertvolles Gut ist Gut mit einem tatsächlichen 
Wert am Ort und zur Zeit der Übernahme von min-
destens 50 Euro/kg oder 10.000 Euro/Packstück. 
Diebstahlgefährdetes Gut ist Gut, das einem er-
höhten Raub- und Diebstahlrisiko ausgesetzt ist, 
wie Geld, Edelmetalle, Schmuck, Uhren, Edelstei-
ne, Kunstgegenstände, Antiquitäten, Scheckkarten, 
Kreditkarten oder andere Zahlungsmittel, Wertpa-
piere, Valoren, Dokumente, Spirituosen, Tabakwa-
ren, Unterhaltungselektronik, Telekommunikations-
geräte, EDV-Geräte und -Zubehör. 

3.7 Entspricht ein dem Spediteur erteilter Auftrag 
nicht den in Ziffern 3.3 - 3.6 genannten Be-
dingungen, so steht es dem Spediteur frei 

3.4 Entspricht ein dem Spediteur erteilter Auftrag nicht 
den in den ADSp 2016 genannten Anforderungen, 
so steht es dem Spediteur frei, 

 - die Annahme des Gutes zu verweigern, 3.4.1 die Annahme des Gutes zu verweigern, 

 - bereits übernommenes Gut zurückzuge-
ben bzw. zur Abholung bereitzuhalten, 

3.4.2 bereits übernommenes Gut zurückzugeben bezie-
hungsweise zur Abholung bereitzuhalten oder 

 -  dieses ohne Benachrichtigung des Auf-
traggebers zu versenden, zu befördern 
oder einzulagern und eine zusätzliche, 
angemessene Vergütung zu verlangen, 
wenn eine sichere und schadenfreie 
Ausführung des Auftrags mit erhöhten 
Kosten verbunden ist. 

3.4.3 den Auftrag ohne Benachrichtigung des Auftrag-
gebers auszuführen und eine zusätzliche, ange-
messene Vergütung zu verlangen, wenn eine si-
chere und schadenfreie Ausführung des Auftrages 
mit erhöhten Kosten verbunden ist. 

3.8 Der Spediteur ist nicht verpflichtet, die nach 
Ziffern 3.3 bis 3.6 gemachten Angaben 
nachzuprüfen oder zu ergänzen. 

3.5 Der Spediteur ist nicht verpflichtet, die Angaben 
des Auftraggebers nachzuprüfen oder zu ergän-
zen. 

3.9 Der Spediteur ist nicht verpflichtet, die Echt-
heit der Unterschriften auf irgendwelchen 
das Gut betreffenden Mitteilungen oder 
sonstigen Schriftstücken oder die Befugnis 
der Unterzeichner zu prüfen, es sei denn, 
dass an der Echtheit oder der Befugnis be-
gründete Zweifel bestehen. 

3.6 Die im Auftrag enthaltenen Bezeichnungen wie 
„Messegut“ oder Hinweise wie „eilig“, verpflichten 
den Spediteur weder für eine beschleunigte Aus-
führung des Auftrags (z. B. als Expresssendung) 
noch für eine bevorzugte Abfertigung zu sorgen. 
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4. Verpackung, Gestellung von Ladehilfs- 
und Packmitteln, Verwiegung und Unter-
suchung des Gutes 

4. Übernahme weiterer Leistungspflichten durch 
den Spediteur 

4.1 Der dem Spediteur erteilte Auftrag umfasst 
mangels Vereinbarung nicht 

4.1 Der dem Spediteur erteilte Auftrag umfasst man-
gels ausdrücklicher Vereinbarung nicht 

4.1.1 die Verpackung des Gutes, 4.1.1 die Verpackung des Gutes, 

4.1.2 die Verwiegung, Untersuchung, Maßnahmen 
zur Erhaltung oder Besserung des Gutes 
und seiner Verpackung, es sei denn, dies ist 
geschäftsüblich, 

4.1.2 die Verwiegung, Untersuchung, Maßnahmen zur Er-
haltung oder Besserung des Gutes und seiner Ver-
packung, es sei denn, dies ist geschäftsüblich, 

4.1.3 die Gestellung und den Tausch von Palet-
ten oder sonstigen Ladehilfs- und Packmit-
teln. 

Werden diese nicht Zug-um-Zug getauscht, 
erfolgt eine Abholung nur, wenn ein neuer 
Auftrag erteilt wird. Dies gilt nicht, wenn der 
Tausch auf Veranlassung des Spediteurs un-
terbleibt. 

4.1.3 die Gestellung und den Tausch von Paletten oder 
sonstigen Ladehilfs- und Packmitteln (Paletten). 

Haben die Parteien eine abweichende Vereinba-
rung getroffen, gilt im Zweifel: 

a. Palette und Ware bilden wirtschaftlich eine Ein-
heit, 

b. Paletten sind an der Entladestelle Zug-um-Zug 
zurückzugeben, 

c. ein bei Nichttausch ausgestellter Paletten-
schein hat allein Quittungsfunktion, begründet 
aber keine weitergehenden Pflichten des Spe-
diteurs, 

d. nur gebrauchsfähige Paletten (mittlerer Art und 
Güte im Sinne von § 243 BGB) sind zu tau-
schen, bei Euroflachpaletten entspricht dies 
mindestens der Qualitätsstufe C (Qualitäts-
klassifizierung gemäß EPAL / GS 1 Germany, 
Stand 2015), 

e. bei Nichttausch erfolgt eine Abholung nur, 
wenn ein neuer Auftrag erteilt wird, es sei 
denn, der Tausch unterbleibt auf Veranlassung 
des Spediteurs, 

  4.1.4 die Ver-  und  Entladung  der  Güter,  es  sei  denn, 
aus  den Umständen oder der Verkehrssitte ergibt 
sich etwas anderes. 

Fahrer, die bei der Ver- oder Entladung ohne ver-
tragliche Vereinbarung mitwirken, handeln aus-
schließlich auf Weisung und unter Aufsicht des 
Auftraggebers; sie sind Erfüllungsgehilfen des Auf-
traggebers und werden auf dessen Risiko tätig, es 
sei denn, die Ver- oder Entladung erfolgt eigen-
mächtig, 

  4.1.5 Retouren, Umfuhren und verdeckte Beiladungen, 
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  4.1.6 ein Umladeverbot (§ 486 HGB findet keine Anwen-
dung), 

  4.1.7 die Bereitstellung eines Sendungsverfolgungssys-
tems. 

4.2 Die Tätigkeiten nach Ziffer 4.1 sind geson-
dert zu vergüten. 

4.2 Besorgt der Spediteur im Interesse des Auftrag-
gebers Geschäfte nach Ziffer 4.1 oder erbringt er 
diese Leistungen, so steht ihm auch ohne Verein-
barung eine ortsübliche, ansonsten angemessene 
Vergütung zu. 

  4a Kontaktperson, elektronische Kommunikation 
und Dokumente 

  4a.1 Auf Verlangen einer Vertragspartei benennt jede 
Vertragspartei für den Empfang von Informationen, 
Erklärungen und Anfragen für die Vertragsabwick-
lung eine oder mehrere Kontaktpersonen und teilt 
Namen und Kontaktadressen der anderen Partei 
mit. Bestimmt eine Partei keine Kontaktperson, gilt 
diejenige Person als Kontaktperson, die den Ver-
trag für die Partei abgeschlossen hat. 

  4a.2 Mangels ausdrücklicher Vereinbarung bedürfen 
Erklärungen des Lager- und Fahrpersonals zu ihrer 
Wirksamkeit der Genehmigung des Spediteurs. 

  4a.3 Der Auftraggeber hat dafür Sorge zu tragen, dass 
der Verlader oder Empfänger für den Auftraggeber 
die an der Ver- oder Entladestelle zur Abwicklung 
des Verkehrsvertrags erforderlichen Erklärungen 
abgibt und tatsächliche Handlungen, wie die Über-
gabe oder Übernahme des Gutes, vornimmt. 

Verlader ist die Person, bei der das Gut nach dem 
Verkehrsvertrag oder aufgrund wirksamer Weisung 
abzuholen ist. 

  4a.4 Haben die Parteien den elektronischen Austausch 
von Daten unter Verwendung elektronischer 
Standards wie Edifact zur Auftragsdurchführung 
vereinbart, ist jede Partei berechtigt, Erklärungen 
und Mitteilungen auf elektronischem Wege zu er-
stellen, zu übermitteln und auszutauschen (elekt-
ronischer Datenaustausch), sofern die übermit-
telnde Partei erkennbar ist. 

Die übermittelnde Partei trägt die Gefahr für den 
Verlust und die Richtigkeit der übermittelten Da-
ten. Der elektronische Daten- austausch umfasst 
auch die elektronische Rechnungserstellung, so-
weit steuerrechtliche Vorschriften dem nicht ent-
gegenstehen. 
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  4a.5 Die Parteien sorgen dafür, dass das eigene IT-
System betriebsbereit ist, die gelieferten Daten 
entsprechend verarbeiten kann und die üblichen 
Sicherheits- und Kontrollmaßnahmen durchgeführt 
werden, um den elektronischen Datenaustausch 
vor dem Zugriff Dritter zu schützen sowie der Ver-
änderung, dem Verlust oder der Zerstörung elekt-
ronisch übermittelter Daten vorzubeugen. Die 
übermittelnde Partei trägt die Gefahr für den Ver-
lust, die Richtigkeit und Vollständigkeit der übermit-
telten Daten bis zur vereinbarten, ansonsten übli-
chen Schnittstelle. Sofern zur Verbindung beider 
Datensysteme eine gemeinsame Schnittstelle 
durch den Spediteur einzurichten ist, erhält dieser 
die hierfür notwendigen Aufwendungen vom Auf-
traggeber erstattet. Jede Partei trägt die bei ihr 
entstehenden Kosten für die Einrichtung, den Be-
trieb und die Pflege ihres eigenen IT-Systems und 
ihrer eigenen EDI/DFÜ- Verbindung selbst. Jede 
Partei ist verpflichtet, der anderen Partei rechtzeitig 
Änderungen ihres IT-Systems mitzuteilen, die 
Auswirkungen auf den elektronischen Datenaus-
tausch haben können. 

  4a.6 Elektronisch oder digital erstellte Dokumente, insbe-
sondere Abliefernachweise, stehen schriftlichen Do-
kumenten gleich. 

Zudem ist jede Partei berechtigt, schriftliche Doku-
mente lediglich elektronisch oder digital zu archivie-
ren und unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
schriften die Originale zu vernichten. 

5. Zollamtliche Abwicklung 5. Zollabwicklung und sonstige gesetzlich vorge-
schriebene Behandlung des Gutes 

  5.1 Der Spediteur ist berechtigt, die zollamtliche Ab-
wicklung von der Erteilung einer schriftlichen 
Vollmacht abhängig zu machen, die ihm eine di-
rekte Vertretung ermöglicht. 

  5.2 Der Auftraggeber hat dem Spediteur alle Urkun-
den und sonstigen Unterlagen zur Verfügung zu 
stellen und Auskünfte (z. B. Eintarifierung) zu er-
teilen, die für die ordnungsgemäße Zoll- oder 
sonstige gesetzlich vorgeschriebene Behandlung 
– hierzu zählen auch Sicherheitskontrollen z. B. für 
Luftfrachtsendungen – des Gutes notwendig sind. 
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5.1 Der Auftrag zur Versendung nach einem Be-
stimmungsort im Ausland schließt den Auf-
trag zur zollamtlichen Abfertigung ein, wenn 
ohne sie die Beförderung bis zum Bestim-
mungsort nicht ausführbar ist. 

5.3 Betrifft der dem Spediteur erteilte Auftrag den 
Transport einer Sendung nach einem Bestim-
mungsort im Ausland, ist der Spediteur zur zoll-
amtlichen, sicherheitsrechtlichen oder einer ande-
ren gesetzlich vorgeschriebenen Behandlung des 
Gutes berechtigt, wenn ohne sie die Beförderung 
bis zum Bestimmungsort nicht ausführbar ist. Er 
darf hierbei 

  5.3.1 im Namen des Auftraggebers handeln, 
wenn er hierzu bevollmächtigt ist. 

  5.3.2 Verpackungen öffnen, wenn dies zum Zweck der 
Durchführung einer gesetzlich vorgeschriebenen 
Kontrolle (z. B. Spediteur als Reglementierter Be-
auftragter) erforderlich ist, und anschließend alle 
zur Auftragsabwicklung erforderlichen Maßnahmen 
treffen, z. B. das Gut neu verpacken. 

5.3 Der Auftrag, unter Zollverschluss eingehen-
de Sendungen zuzuführen oder frei Haus zu 
liefern, schließt die Ermächtigung für den 
Spediteur ein, über die Erledigung der erfor-
derlichen Zollförmlichkeiten und die Ausle-
gung der zollamtlich festgesetzten Abgaben 
zu entscheiden. 

5.4 Betrifft der dem Spediteur erteilte Auftrag eine un-
ter zollamtlicher Überwachung stehende Sendung, 
ist der Spediteur berechtigt, die erforderlichen Zoll-
formalitäten zu erledigen und die zollamtlich fest-
gesetzten Abgaben auszulegen, wenn ohne sie die 
Auftragsdurchführung, insbesondere die Abliefe-
rung beim Empfänger nicht ausführbar ist. 

5.2 Für die zollamtliche Abfertigung kann der 
Spediteur neben den tatsächlich auflaufen-
den Kosten eine besondere Vergütung be-
rechnen. 

5.5 Besorgt der Spediteur im Interesse des Auftragge-
bers die in Ziffern 5.3 und 5.4 beschriebenen Ge-
schäfte oder erbringt er diese Leistungen, so steht 
ihm auch ohne Vereinbarung eine ortsübliche, an-
sonsten angemessene Vergütung zu. 

6. Verpackungs- und Kennzeichnungs-
pflichten des Auftraggebers 

6. Verpackungs- und Kennzeichnungspflichten 
des Auftraggebers 

6.1 Die Packstücke sind vom Auftraggeber deut-
lich und haltbar mit den für ihre auftragsge-
mäße Behandlung erforderlichen Kennzei-
chen zu versehen, wie Adressen, Zeichen, 
Nummern, Symbole für Handhabung und 
Eigenschaften; alte Kennzeichen müssen 
entfernt oder unkenntlich gemacht sein. 

6.1 Die Packstücke sind vom Auftraggeber deutlich 
und haltbar mit den für ihre auftragsgemäße Be-
handlung erforderlichen Kennzeichen zu versehen, 
wie Adressen, Zeichen, Nummern, Symbole für 
Handhabung und Eigenschaften; alte Kennzeichen 
müssen entfernt oder unkenntlich gemacht sein. 

6.2 Darüber hinaus ist der Auftraggeber ver-
pflichtet, 

6.2 Darüber hinaus ist der Auftraggeber verpflichtet, 

6.2.1 zu einer Sendung gehörende Packstücke 
als zusammengehörig leicht erkennbar zu 
kennzeichnen; 

6.2.1 zu einer Sendung gehörende Packstücke als zu-
sammengehörig leicht erkennbar zu kennzeichnen, 



 

Seite 10 von 31 

 ADSp 2003 

Kursive Klauseln entfallen ersatzlos 

 ADSp 2016 

Stand: 1. Januar 2016 

6.2.2 Packstücke so herzurichten, das ein Zugriff 
auf den Inhalt ohne Hinterlassen äußerlich 
sichtbarer Spuren nicht möglich ist (Klebe-
band, Umreifungen oder ähnliches sind nur 
ausreichend, wenn sie individuell gestaltet 
oder sonst schwer nachahmbar sind; eine 
Umwickelung mit Folie nur, wenn diese ver-
schweißt ist); 

6.2.2 Packstücke so herzurichten, dass ein Zugriff auf 
den Inhalt ohne Hinterlassen äußerlich sichtbarer 
Spuren nicht möglich ist (Klebeband, Umreifungen 
oder ähnliches sind nur ausreichend, wenn sie in-
dividuell gestaltet oder sonst schwer nachahmbar 
sind; eine Umwickelung mit Folie nur, wenn diese 
fest verschweißt ist), 

6.2.3 bei einer im Spediteursammelgutverkehr 
abzufertigenden Sendung, die aus mehre-
ren Stücken oder Einheiten mit einem 
Gurtmaß (größter Umfang zuzüglich längs-
te Kante) von weniger als 1 m besteht, die-
se zu größeren Packstücken zusammenzu-
fassen; 

6.2.3 bei einer im Sammelgutverkehr abzufertigenden 
Sendung, die aus mehreren Stücken oder Einheiten 
mit einem Gurtmaß (größter Umfang zuzüglich 
längste Kante) von weniger als 1 m besteht, diese zu 
größeren Packstücken zusammenzufassen, 

6.2.4 bei einer im Hängeversand abzufertigenden 
Sendung, die aus mehreren Stücken be-
steht, diese zu Griffeinheiten in geschlosse-
nen Hüllen zusammenzufassen; 

6.2.4 bei einer im Hängeversand abzufertigenden Sen-
dung, die aus mehreren Stücken besteht, diese zu 
Griffeinheiten in geschlossenen Hüllen zusammen-
zufassen, 

6.2.5 auf Packstücken von mindestens 1 000 kg 
Rohgewicht die durch das Gesetz über die 
Gewichtsbezeichnung an schweren auf 
Schiffen beförderten Frachtstücken vorge-
schriebene Gewichtsbezeichnung anzu-
bringen. 

6.2.5 auf Packstücken von mindestens 1.000 kg Roh-
gewicht die durch das Gesetz über die Gewichts-
bezeichnung an schweren auf Schiffen beförderten 
Frachtstücken vorgeschriebene Gewichtsbezeich-
nung   anzubringen, 

  6.2.6 wertvolle oder diebstahlgefährdete Güter neutral zu 
verpacken. 

6.3 Packstücke sind Einzelstücke oder vom Auf-
traggeber zur Abwicklung des Auftrags ge-
bildete Einheiten, z. B. Kisten, Gitterboxen, 
Paletten, Griffeinheiten, geschlossene La-
degefäße, wie gedeckt gebaute oder mit 
Planen versehene Waggons, Auflieger oder 
Wechselbrücken, Container, Iglus. 

6.3 Packstücke sind Einzelstücke oder vom Auftragge-
ber zur Abwicklung des Auftrags gebildete Einhei-
ten, z. B. Kisten, Gitter- boxen, Paletten, Griffein-
heiten, geschlossene Ladegefäße, wie gedeckt ge-
baute oder mit Planen versehene Waggons, Auf-
lieger oder Wechselbrücken, Container, Iglus, die 
der Spediteur als Ganzes zu behandeln hat 
(Frachtstück im Sinne von §§ 409, 431, 504 HGB). 

6.4 Entsprechen die Packstücke nicht den 
in Ziffern 6.1 und 6.2 genannten Bedin-
gungen, findet Ziffer 3.7 entsprechende 
Anwendung. 

6.4 Entsprechen die Packstücke nicht den in Ziffern 6.1 
und 6.2 genannten Bedingungen, findet Ziffer 3.4 
entsprechende Anwendung. 

7. Kontrollpflichten des Spediteurs 7. Ladungssicherungs- und Kontrollpflichten des 
Spediteurs 

  7.1 Erfolgt die Ver- oder Entladung an mehr als einer 
Stelle, hat der Spediteur durchgehend für die La-
dungssicherung hinsichtlich der bereits auf dem 
Fahrzeug befindlichen oder verbleibenden Güter 
zu sorgen. 
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7.1 Der Spediteur ist verpflichtet, an Schnittstellen 7.2 Der Spediteur ist verpflichtet, nach Übernahme des 
Gutes an Schnittstellen 

7.1.1 die Packstücke auf Vollzähligkeit und Identi-
tät sowie äußerlich erkennbare Schäden 
und Unversehrtheit von Plomben und Ver-
schlüssen zu überprüfen und 

7.2.1 die Packstücke auf Vollzähligkeit und Identität 
sowie äußerlich erkennbare Schäden und Un-
versehrtheit von Plomben und Verschlüssen zu 
überprüfen und 

7.1.2 Unregelmäßigkeiten zu dokumentieren  
(z. B. in den Begleitpapieren oder durch 
besondere Benachrichtigung). 

7.2.2 Unregelmäßigkeiten zu dokumentieren (z. B. in den 
Begleitpapieren oder durch besondere Benachrich-
tigung). 

7.2 Schnittstelle ist jeder Übergang der Packstü-
cke von einer Rechtsperson auf eine andere 
sowie die Ablieferung am Ende jeder Beför-
derungsstrecke. 

7.3 Schnittstelle ist jeder Übergang der Packstücke 
von einer Rechtsperson auf eine andere sowie aus 
einer Haftungsordnung in eine andere. 

8. Quittung 8. Quittung 

8.1 Auf Verlangen des Auftraggebers erteilt der 
Spediteur eine Empfangsbescheinigung. 

In der Empfangsbescheinigung bestätigt 
der Spediteur nur die Anzahl und Art der 
Packstücke, nicht jedoch deren Inhalt, Wert 
oder Gewicht. Bei Massengütern, Wagen-
ladungen und dergleichen enthält die Emp-
fangsbescheinigung im Zweifel keine Be-
stätigung des Rohgewichts oder der anders 
angegebenen Menge des Gutes. 

8.1 Der Spediteur ist verpflichtet, auf Verlangen des 
Auftraggebers die Übernahme des Gutes – ge-
gebenenfalls mit Vorbehalt – zu quittieren. 

Mit der Übernahmequittung bestätigt der Spediteur 
nur die Anzahl und Art der Packstücke, nicht jedoch 
deren Inhalt, Wert, Gewicht oder anders angege-
bene Menge. 

  8.1.1 Bei vorgeladenen oder geschlossenen Ladeeinhei-
ten wie Containern oder Wechselbrücken und vor-
ab vom Auftraggeber übermittelten Daten (Ziffer 
4a) gilt die Richtigkeit einer Übernahmequittung 
über Anzahl und Art der geladenen Packstücke als 
widerlegt, wenn der Spediteur dem Auftraggeber 
unverzüglich (Mengen-) Differenzen und Beschä-
digungen meldet, nachdem er die Ladeeinheit ent-
laden hat. 

  8.1.2 Bei Massengütern, Wagenladungen, Containern 
oder sonstigen vorgeladenen Ladeeinheiten enthält 
die Quittung im Zweifel keine Bestätigung des Roh-
gewichts oder der anders angegebenen Menge des 
Gutes. 
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8.2 Als Ablieferungsnachweis hat der Spediteur 
vom Empfänger eine Empfangsbescheini-
gung über die im Auftrag oder in sonstigen 
Begleitpapieren genannten Packstücke zu 
verlangen. Weigert sich der Empfänger, die 
Empfangsbescheinigung zu erteilen, so hat 
der Spediteur Weisung einzuholen. Ist das 
Gut beim Empfänger bereits ausgeladen, so 
ist der Spediteur berechtigt, es wieder an 
sich zu nehmen. 

8.2 Als Ablieferungsnachweis hat der Spediteur vom 
Empfänger eine Ablieferungsquittung über die im 
Auftrag oder in sonstigen Begleitpapieren genann-
ten Packstücke zu verlangen. Weigert sich der 
Empfänger, die Ablieferungsquittung zu erteilen, so 
hat der Spediteur Weisung einzuholen. Ist das Gut 
beim Empfänger bereits ausgeladen, so ist der 
Spediteur berechtigt, es wieder an sich zu nehmen. 

Der Auftraggeber kann die Herausgabe der Ab-
lieferungsquittung nur innerhalb eines halben 
Jahres nach Ablieferung des Gutes verlangen. 

  8.3 Bei Verwendung eines Fracht- oder Seefrachtbriefs, 
Ladescheins oder Konnossements gelten diese als 
Übernahme- oder Ablieferungsquittung. Die Ziffern 
8.1 und 8.2 gelten entsprechend. 

  8.4 Die Übernahme- oder Ablieferungsquittung kann 
auch elektronisch oder digital erstellt werden, es sei 
denn, der Auftraggeber verlangt die Ausstellung 
eines Fracht- oder Seefrachtbriefs, Ladescheins 
oder Konnossements. 

9. Weisungen 9. Weisungen 

9.1 Eine über das Gut erteilte Weisung bleibt 
für den Spediteur bis zu einem Widerruf 
des Auftraggebers maßgebend. 

9.1 Der Spediteur ist verpflichtet, jede ihm nach Ver-
tragsschluss erteilte Weisung über das Gut zu 
beachten, es sei denn, die Ausführung der Wei-
sung droht Nachteile für den Betrieb seines Un-
ternehmens oder Schäden für die Auftraggeber 
oder Empfänger anderer Sendungen mit sich zu 
bringen. 

9.2 Mangels ausreichender oder ausführbarer 
Weisung darf der Spediteur nach seinem 
pflichtgemäßen Ermessen handeln. 

  

9.3 Ein Auftrag, das Gut zur Verfügung eines 
Dritten zu halten, kann nicht mehr widerru-
fen werden, sobald die Verfügung des Drit-
ten beim Spediteur eingegangen ist. 

  

10. Frachtüberweisung,   Nachnahme 10. Frachtüberweisung,   Nachnahme 

10.1 Die Mitteilung des Auftraggebers, der Auf-
trag sei unfrei abzufertigen oder der Auftrag 
sei für Rechnung des Empfängers oder ei-
nes Dritten auszuführen, berührt nicht die 
Verpflichtung des Auftraggebers gegenüber 
dem Spediteur, die Vergütung sowie die 
sonstigen Aufwendungen zu tragen. 

10.1 Die Mitteilung des Auftraggebers, der Auftrag sei 
unfrei abzufertigen oder der Auftrag sei, z. B. nach 
Maßgabe der Incoterms, für Rechnung des Emp-
fängers oder eines Dritten auszuführen, berührt 
nicht die Verpflichtung des Auftraggebers gegen-
über dem Spediteur, die Vergütung sowie die sons-
tigen Aufwendungen (Frachten, Zölle und sonstige 
Abgaben) zu tragen. 

10.2 Die Mitteilung nach Ziffer 10.1 enthält keine 
Nachnahmeweisung. 

10.2 Die Mitteilung nach Ziffer 10.1 enthält keine 
Nachnahmeweisung. 
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11. Fristen 11 Nichteinhaltung von Ver- und Entladezeiten, 
Standgeld 

11.1 Mangels Vereinbarung werden Verlade- und 
Lieferfristen nicht gewährleistet, ebensowe-
nig eine bestimmte Reihenfolge in der Abfer-
tigung von Gütern gleicher Beförderungsart. 

11.1 Hat der Auftraggeber das Fahrzeug zu verladen 
oder entladen, ist er verpflichtet, die vereinbarte, 
ansonsten eine angemessene Ver- oder 
Entladezeit einzuhalten. 

11.2 Unberührt bleibt die gesetzliche Haftung 
des Spediteurs für eine Überschreitung der 
Lieferfrist. 

11.2 Mangels Vereinbarung beträgt die Ver- oder 
Entladezeit für Straßenfahrzeuge unabhängig 
von der Anzahl der Sendungen pro Ver- oder 
Entladestelle bei 

  11.2.1 auf Paletten aller Art verladenen Güter 

a. bis zehn Europalettenstellplätze höchstens 30 
Minuten, 

b. bis zwanzig Europalettenstellplätze höchstens 
60 Minuten, 

c. über zwanzig Europalettenstellplätze höchs-
tens 90 Minuten 

  11.2.2 in allen anderen Fällen bei Gütern (nicht jedoch bei 
schüttbaren Gütern) mit einem umzuschlagenden 
Gewicht 

a. bis drei Tonnen höchstens 30 Minuten, 

b. bis sieben Tonnen höchstens 60 Minuten, 

c. über sieben Tonnen höchstens 120 Minuten. 

  11.3 Die Ver- oder Entladezeit beginnt mit der Ankunft 
des Straßenfahrzeugs an der Ver- oder 
Entladestelle (z. B. Meldung beim Pförtner) und 
endet, wenn der Auftraggeber seinen Verpflich-
tungen vollständig nachgekommen ist und er die 
Abfahrt des Straßenfahrzeugs freigegeben hat. 

Ist jedoch für die Ankunft des Straßenfahrzeugs am 
Ver- oder Entladeort die Nutzung eines Zeitfenster-
managementsystems vereinbart, so beginnt die Ver- 
oder Entladezeit nicht vor der für die Gestellung ver-
einbarten Uhrzeit. 

  11.4 Wird die Ver- oder Entladezeit aufgrund vertragli-
cher Vereinbarung oder aus Gründen, die nicht 
dem Risikobereich des Spediteurs zuzurechnen 
sind, überschritten, hat der Auftraggeber dem Spe-
diteur das vereinbarte, ansonsten ein angemesse-
nes Standgeld als Vergütung zu zahlen. 

  11.5 Die vorstehenden Bestimmungen finden entspre-
chende Anwendung, 

  11.5.1 wenn der Auftraggeber verpflichtet ist, das 
Gut zur Verladung bereitzustellen oder nach 
Entladung entgegenzunehmen, 
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  11.5.2 bei Unterbrechungen des Transports, die nicht 
dem Risikobereich des Spediteurs zuzurechnen 
sind, mit der Maßgabe, dass abweichend von 
Ziffer 11.2 mangels Vereinbarung eine Wartezeit 
von 30 Minuten als vereinbart gilt. 

12. Hindernisse 12. Leistungshindernisse, höhere Gewalt 

12.1 Leistungshindernisse, die nicht dem Risiko-
bereich des Spediteurs zuzurechnen sind, 
befreien ihn für die Zeit ihrer Dauer von den 
Verpflichtungen, deren Erfüllung unmöglich 
geworden ist. 

Im Falle der Befreiung nach Satz 1 sind der 
Spediteur und der Auftraggeber berechtigt, 
vom Vertrage zurückzutreten, auch wenn 
der Auftrag schon teilweise ausgeführt wor-
den ist. 

Tritt der Spediteur oder Auftraggeber zurück, 
so sind dem Spediteur die Kosten zu erstat-
ten, die er für erforderlich halten durfte oder 
die für den Auftraggeber von Interesse sind. 

12.1 Kann der Spediteur das Gut nicht oder nicht recht-
zeitig übernehmen, so hat er dies dem Auftragge-
ber unverzüglich anzuzeigen und entsprechende 
Weisungen einzuholen. § 419 HGB findet entspre-
chende Anwendung. 

12.2 Der Spediteur hat nur im Rahmen seiner 
Sorgfaltspflicht zu prüfen und den Auftragge-
ber darauf hinzuweisen, ob gesetzliche oder 
behördliche Hindernisse für die Versendung 
(z. B. Ein- und Ausfuhrbeschränkungen) vor-
liegen. Soweit der Spediteur jedoch durch 
öffentliche Bekanntmachungen oder in den 
Vertragsverhandlungen den Eindruck er-
weckt hat, über besondere Kenntnisse für 
bestimmte Arten von Geschäften zu verfü-
gen, hat er vorstehende Prüfungs- und Hin-
weispflichten entsprechend zu erfüllen. 

 entfällt 

12.3 Vom Spediteur nicht zu vertretende öffent-
lich-rechtliche Akte berühren die Rechte des 
Spediteurs gegenüber dem Auftraggeber 
nicht; der Auftraggeber haftet dem Spediteur 
für alle aus solchen Ereignissen entstehen-
den Folgen. Etwaige Ansprüche des Spedi-
teurs gegenüber dem Staat oder einem 
sonstigen Dritten werden hierdurch nicht be-
rührt. 

12.2 Leistungshindernisse, die nicht dem Risikobereich 
einer Vertragspartei zuzurechnen sind, befreien die 
Vertragsparteien für die Dauer der Störung und den 
Umfang ihrer Wirkung von den Leistungspflichten. 
§ 412 Abs. 3 HGB bleibt unberührt. 

Als solche Leistungshindernisse gelten höhere 
Gewalt, Unruhen, kriegerische oder terroristische 
Akte, Streiks und Aussperrungen, behördliche 
Maßnahmen, Blockade von Beförderungswegen 
sowie sonstige unvorhersehbare, unabwendbare 
und schwerwiegende Ereignisse. 

Im Falle eines Leistungshindernisses ist jede Ver-
tragspartei verpflichtet, die andere Partei unverzüg-
lich zu unterrichten. 



 

Seite 15 von 31 

 ADSp 2003 

Kursive Klauseln entfallen ersatzlos 

 ADSp 2016 

Stand: 1. Januar 2016 

13. Ablieferung 13. Ablieferung 

  13.1 Wird mit der Entladung nicht innerhalb der 
Entladezeit (Ziffer 11) begonnen, ist der Spediteur 
berechtigt, dies als Ablieferungshindernis zu be-
trachten. In diesem Fall hat der Spediteur dies dem 
Auftraggeber unverzüglich anzuzeigen und ent-
sprechende Weisungen einzuholen. § 419 HGB 
findet entsprechende Anwendung. 

 Die Ablieferung erfolgt mit befreiender Wir-
kung an jede im Geschäft oder Haushalt 
des Empfängers anwesende Person, es sei 
denn, es bestehen begründete Zweifel an 
deren Empfangsberechtigung. 

13.2 Wird der Empfänger in seiner Wohnung, in dem 
Geschäftsraum oder in einer Gemeinschaftsein-
richtung, in der der Empfänger wohnt, nicht ange-
troffen, kann das Gut abgeliefert werden 

a. in der Wohnung an einen erwachsenen Fa-
milienangehörigen, eine in der Familie be-
schäftigten Person oder einen erwachsenen 
ständigen Mitbewohner, 

b. in Geschäftsräumen an eine dort beschäftigte 
Person, 

c. in Gemeinschaftseinrichtungen dem Leiter der 
Einrichtung oder einem dazu ermächtigten 
Vertreter, 

es sei denn, es bestehen offenkundige Zweifel an 
deren Empfangsberechtigung. 

  13.3 Wenn der Spediteur mit dem Auftraggeber oder 
Empfänger eine Vereinbarung getroffen hat, wo-
nach die Ablieferung ohne körperliche Übergabe 
an den Empfänger erfolgen soll (z. B. Nacht-, Ga-
ragen- oder Bandanlieferung), erfolgt die Abliefe-
rung mit der tatsächlichen Bereitstellung des Gutes 
am vereinbarten Ort. 

14. Auskunfts- und Herausgabepflicht des 
Spediteurs 

14. Auskunfts- und Herausgabepflicht des Spedi-
teurs 

14.1 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftrag-
geber die erforderlichen Nachrichten zu ge-
ben, auf Verlangen über den Stand des Ge-
schäftes Auskunft zu geben und nach des-
sen Ausführung Rechenschaft abzulegen; 
zur Offenlegung der Kosten ist er jedoch nur 
verpflichtet, wenn er für Rechnung des Auf-
traggebers tätig wird. 

14.1 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber die 
erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen 
über den Stand des Geschäftes Auskunft zu geben 
und nach dessen Ausführung Rechenschaft abzu-
legen; zur Offenlegung der Kosten ist er jedoch nur 
verpflichtet, wenn er für Rechnung des Auftragge-
bers tätig wird. 

14.2 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auf-
traggeber alles, was er zur Ausführung 
des Geschäfts erhält und was er aus der 
Geschäftsführung erlangt, herauszugeben. 

14.2 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber al-
les, was er zur Ausführung des Geschäfts erhält und 
was er aus der Geschäftsführung erlangt, herauszu-
geben. 
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15. Lagerung 15. Lagerung 

15.1 Die Lagerung erfolgt nach Wahl des Spedi-
teurs in dessen eigenen oder fremden La-
gerräumen. Lagert der Spediteur bei einem 
fremden Lagerhalter ein, so hat er dessen 
Namen und den Lagerort dem Auftraggeber 
unverzüglich schriftlich bekanntzugeben 
oder, falls ein Lagerschein ausgestellt ist, 
auf diesem zu vermerken. 

15.1 Die Lagerung erfolgt nach Wahl des Spediteurs in 
dessen eigenen oder fremden Lagerräumen. Lagert 
der Spediteur bei einem fremden Lagerhalter ein, so 
hat er dessen Namen und den Lagerort dem Auf-
traggeber unverzüglich schriftlich bekanntzugeben 
oder, falls ein Lagerschein ausgestellt ist, auf diesem 
zu vermerken. 

15.2 Dem Auftraggeber steht es frei, die Lager-
räume zu besichtigen oder besichtigen zu 
lassen. Einwände oder Beanstandungen 
gegen die Unterbringung des Gutes oder 
gegen die Wahl des Lagerraumes muss er 
unverzüglich vorbringen. Macht er von dem 
Besichtigungsrecht keinen Gebrauch, so 
begibt er sich aller Einwände gegen die Art 
und Weise der Unterbringung, soweit die 
Wahl des Lagerraumes und die Unterbrin-
gung unter Wahrung der Sorgfalt eines or-
dentlichen Spediteurs erfolgt ist. 

15.2 Der Auftraggeber, der die Lagerräume besichtigt 
oder besichtigen lässt, hat alle Einwände oder Be-
anstandungen gegen die Unterbringung des Gutes 
oder gegen die Wahl des Lagerraums unverzüglich 
vorzubringen. Macht er von dem Besichtigungsrecht 
keinen Gebrauch, so begibt er sich der Einwände 
gegen die Art und Weise der Unterbringung, die bei 
Besichtigung feststellbar gewesen wären, wenn und 
soweit die Wahl des Lagerraums und die Unterbrin-
gung unter Wahrung der Sorgfalt eines ordentlichen 
Spediteurs erfolgten. 

15.3 Das Betreten des Lagers ist dem Auftragge-
ber nur in Begleitung des Spediteurs zu des-
sen Geschäftsstunden erlaubt. 

15.3 Der Auftraggeber, der ein gelagertes Gut besichtigt 
oder besichtigen lässt, hat die Geschäftszeiten des 
Spediteurs zu beachten und auf Verlangen des 
Spediteurs zu dulden, dass die Besichtigung nur in 
seiner Begleitung stattfindet. 

15.4 Nimmt der Auftraggeber Handlungen mit 
dem Gut vor (z. B. Probeentnahme), so 
kann der Spediteur verlangen, dass Anzahl, 
Gewicht und Beschaffenheit des Gutes ge-
meinsam mit dem Auftraggeber festgestellt 
wird. Kommt der Auftraggeber diesem Ver-
langen nicht nach, ist die Haftung des Spe-
diteurs für später festgestellte Schäden 
ausgeschlossen, es sei denn, der Schaden 
ist nicht auf die vorgenommenen Handlun-
gen mit dem Gut zurückzuführen. 

15.4 Der Auftraggeber, der Handlungen mit dem Gut  
(z. B. Probeentnahme) vornimmt, hat auf Verlangen 
des Spediteurs Anzahl, Gewicht und Beschaffenheit 
des Gutes gemeinsam mit ihm festzustellen. Kommt 
der Auftraggeber diesem Verlangen nicht nach, ist 
die Haftung des Spediteurs für später festgestellte 
Schäden ausgeschlossen, es sei denn, der Schaden 
ist nicht auf die vorgenommenen Handlungen mit 
dem Gut zurückzuführen. 

15.5 Der Auftraggeber haftet für alle Schäden, die 
er, seine Angestellten oder Beauftragten 
beim Betreten des Lagers oder beim Betre-
ten oder Befahren des Lagergrundstückes 
dem Spediteur, anderen Einlagerern oder 
sonstigen Dritten zufügen, es sei denn, dass 
den Auftraggeber, seine Angestellten oder 
Beauftragten kein Verschulden trifft. 

15.5 Der Auftraggeber haftet für alle Schäden, die er, 
seine Angestellten oder Beauftragten beim Betre-
ten des Lagers oder beim Betreten oder Befahren 
des Lagergrundstücks dem Spediteur, anderen 
Einlagerern oder sonstigen Dritten zufügen, es sei 
denn, dass den Auftraggeber, seine Angestellten 
oder Beauftragten kein Verschulden trifft. 
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15.6 Bei Inventurdifferenzen kann der Spediteur 
bei gleichzeitigen Fehl- und Mehrbestän-
den desselben Auftraggebers eine wert-
mäßige Saldierung des Lagerbestandes 
vornehmen. 

15.6 Mangels abweichender Vereinbarung 

  15.6.1 beginnt die Übernahme zur Lagerung mit 
der Entladung des anliefernden Fahrzeugs 
und die Auslieferung endet mit dem Bela-
den des abholenden Fahrzeugs, 

  15.6.2 erfolgt die Bestandsführung durch die Lager-
buchhaltung des Spediteurs, 

  15.6.3 erfolgt eine physische Inventur pro Jahr. 

15.7 Entstehen dem Spediteur begründete Zweifel, 
ob seine Ansprüche durch den Wert des Gu-
tes sichergestellt sind, so ist er berechtigt, 
dem Auftraggeber eine angemessene Frist zu 
setzen, in der dieser entweder für Sicherstel-
lung der Ansprüche des Spediteurs oder für 
anderweitige Unterbringung des Gutes Sorge 
tragen kann. Kommt der Auftraggeber diesem 
Verlangen nicht nach, so ist der Spediteur zur 
Kündigung ohne Kündigungsfrist berechtigt. 

15.7 Entstehen dem Spediteur nach Vertragsschluss 
begründete Zweifel, ob seine Ansprüche durch den 
Wert des Gutes gesichert sind, so ist er berechtigt, 
dem Auftraggeber eine angemessene Frist zu set-
zen, in der dieser entweder für Sicherung der An-
sprüche des Spediteurs oder für anderweitige Un-
terbringung des Gutes Sorge tragen kann. Kommt 
der Auftraggeber diesem Verlangen nicht nach, so 
ist der Spediteur zur Kündigung ohne Kündigungs-
frist berechtigt. 

16. Angebote und Vergütung 16. Angebote und Vergütung 

16.1 Angebote des Spediteurs und Vereinbarun-
gen mit ihm über Preise und Leistungen be-
ziehen sich stets nur auf die namentlich auf-
geführten eigenen Leistungen oder Leistun-
gen Dritter und nur auf Gut normalen Um-
fangs, normalen Gewichts und normaler Be-
schaffenheit; sie setzen normale unveränder-
te Beförderungsverhältnisse, ungehinderte 
Verbindungswege, Möglichkeit unmittelbarer 
sofortiger Weiterversendung sowie Weiter-
geltung der bisherigen Frachten, Valutaver-
hältnisse und Tarife, welche der Vereinba-
rung zugrunde lagen, voraus, es sei denn, 
die Veränderungen sind unter Berücksichti-
gung der Umstände vorhersehbar gewesen. 
Ein Vermerk, wie etwa "zuzüglich der übli-
chen Nebenspesen", berechtigt den Spedi-
teur, Sondergebühren und Sonderauslagen 
zusätzlich zu berechnen. 

16.1 Angebote des Spediteurs und Vereinbarungen mit 
ihm über Preise und Leistungen beziehen sich stets 
nur auf die namentlich aufgeführten Leistungen, 
Gut normalen Umfangs, normalen Gewichts und 
normaler Beschaffenheit und ein im Wesentlichen 
unverändertes Güter-, Auftragsaufkommen oder 
Mengengerüst. 

Sie setzen normale unveränderte Beförderungs-
verhältnisse, ungehinderte Verbindungswege, 
Möglichkeit unmittelbarer  sofortiger Weiterver-
sendung, Weitergeltung der bisherigen der Ver-
einbarung zugrunde liegenden Frachten, Valuta-
verhältnisse und Tarife, unveränderte Datenverar-
beitungsanforderungen, Qualitätsvereinbarungen 
und Verfahrensanweisungen sowie unveränderte 
öffentliche Abgaben, Energie- und Personalkosten 
voraus, es sei denn, die Veränderungen sind unter  
Berücksichtigung der Umstände bei Vertrags-
schluss vorhersehbar gewesen. 
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16.2 Alle Angebote des Spediteurs gelten nur 
bei unverzüglicher Annahme zur sofortigen 
Ausführung des betreffenden Auftrages, 
sofern sich nichts Gegenteiliges aus dem 
Angebot ergibt, und nur, wenn bei Erteilung 
des Auftrages auf das Angebot Bezug ge-
nommen wird. 

  

16.3 Wird ein Auftrag gekündigt oder entzogen, 
so stehen dem Spediteur die Ansprüche 
nach §§ 415, 417 HGB zu. 

  

16.4 Wird ein Nachnahme- oder sonstiger Ein-
ziehungsauftrag nachträglich zurückgezo-
gen, oder geht der Betrag nicht ein, kann 
der Spediteur dennoch Provision erheben. 

16.2 Wird ein Nachnahme- oder sonstiger Einzie-
hungsauftrag nach Beförderungsbeginn zurück-
gezogen, oder geht der vom Empfänger einzu-
ziehende Betrag nicht ein, kann der Spediteur 
dennoch Provision erheben. 

16.5 Lehnt der Empfänger die Annahme einer 
ihm zugerollten Sendung ab, oder ist die 
Ablieferung aus Gründen, die der Spediteur 
nicht zu vertreten hat, nicht möglich, so 
steht dem Spediteur für die Rückbeförde-
rung Rollgeld in gleicher Höhe wie für die 
Hinbeförderung zu. 

  

17. Aufwendungen des Spediteurs, Freistel-
lungsanspruch 

17. Aufwendungen des Spediteurs, Freistellungs-
anspruch 

17.1 Der Spediteur hat Anspruch auf Ersatz der 
Aufwendungen, die er den Umständen 
nach für erforderlich halten durfte. 

17.1 Der Spediteur hat Anspruch auf Ersatz der Auf-
wendungen, die er den Umständen nach für er-
forderlich halten durfte, insbesondere Beiträge 
zu Havereiverfahren, Detention- oder 
Demurragekosten, Nachverpackungen zum 
Schutz des Gutes. 

17.2 Der Auftrag, ankommendes Gut in Empfang 
zu nehmen, ermächtigt den Spediteur, ver-
pflichtet ihn aber nicht, auf dem Gut ruhen-
de Frachten, Wertnachnahmen, Zölle, Steu-
ern und sonstige Abgaben sowie Spesen 
auszulegen. 

17.2 Wenn der Auftraggeber den Spediteur beauftragt, 
Gut in Empfang zu nehmen und bei der Abliefe-
rung an den Spediteur Frachten, Wertnachnah-
men, Zölle, Steuern oder sonstige Abgaben oder 
Spesen gefordert werden, ist der Spediteur be-
rechtigt, aber nicht verpflichtet, diese – soweit er 
sie den Umständen nach für erforderlich halten 
durfte – auszulegen und vom Auftraggeber Er-
stattung zu verlangen. 
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17.3 Von Frachtforderungen, Havarieeinschüssen 
oder -beiträgen, Zöllen, Steuern und sonsti-
gen Abgaben, die an den Spediteur, insbe-
sondere als Verfügungsberechtigten oder als 
Besitzer fremden Gutes gestellt werden, hat 
der Auftraggeber den Spediteur auf Aufforde-
rung sofort zu befreien, wenn sie der Spedi-
teur nicht zu vertreten hat. Der Spediteur ist 
berechtigt, nach pflichtgemäßem Ermessen 
die zu seiner Sicherung oder Befreiung ge-
eigneten Maßnahmen zu ergreifen. Sofern 
nicht die Notwendigkeit sofortigen Handelns 
geboten ist, hat der Spediteur Weisung ein-
zuholen. 

17.3 Von Aufwendungen wie Frachtforderungen, Bei-
trägen zu Havereiverfahren, Zöllen, Steuern und 
sonstigen Abgaben, die an den Spediteur, insbe-
sondere als Verfügungsberechtigten oder als Be-
sitzer fremden Gutes gestellt werden, hat der Auf-
traggeber den Spediteur auf Aufforderung sofort 
zu befreien, wenn sie der Spediteur nicht auf-
grund pflichtwidrigen Verhaltens zu vertreten hat. 

17.4 Der Auftraggeber hat den Spediteur in ge-
schäftsüblicher Weise rechtzeitig auf alle 
öffentlich- rechtlichen, z. B. zollrechtlichen 
oder Dritten gegenüber bestehenden, z. B. 
markenrechtlichen Verpflichtungen auf-
merksam zu machen, die mit dem Besitz 
des Gutes verbunden sind, soweit nicht 
aufgrund des Angebots des Spediteurs da-
von auszugehen ist, dass diese Verpflich-
tungen ihm bekannt sind. 

17.4 Der Auftraggeber hat den Spediteur und seine Er-
füllungsgehilfen auch von allen Ansprüchen Dritter 
freizustellen, wenn und soweit dem Auftraggeber 
oder seinen Erfüllungsgehilfen diese Ansprüche 
zuzurechnen sind. 

18. Rechnungen, fremde Währungen 18. Rechnungen, fremde Währungen 

18.1 Rechnungen des Spediteurs sind sofort zu 
begleichen. 

18.1 Rechnungen des Spediteurs über fällige Forderun-
gen sind sofort zu begleichen. Die Fälligkeit der 
Vergütung hängt nicht von der Vorlage eines Ablie-
fernachweises ab. 

18.2 Der Spediteur ist berechtigt, von aus-
ländischen Auftraggebern oder Emp-
fängern nach seiner Wahl Zahlung in 
ihrer Landeswährung oder in deutscher 
Währung zu verlangen. 

18.2 Der Spediteur ist berechtigt, von ausländischen Auf-
traggebern oder Empfängern nach seiner Wahl Zah-
lung in ihrer Landeswährung oder in deutscher Wäh-
rung zu verlangen. 

18.3 Schuldet der Spediteur fremde Währung oder 
legt er fremde Währung aus, so ist er berech-
tigt, entweder Zahlung in der fremden oder in 
deutscher Währung zu verlangen. Verlangt er 
deutsche Währung, so erfolgt die Umrechnung 
zu dem am Tage der Zahlung amtlich festge-
setzten Kurs, es sei denn, dass nachweisbar 
ein anderer Kurs zu zahlen oder gezahlt wor-
den ist. 

18.3 Schuldet der Spediteur fremde Währung oder 
legt er fremde Währung aus, so ist er berech-
tigt, entweder Zahlung in der fremden oder in 
deutscher Währung zu verlangen. Verlangt er 
deutsche Währung, so erfolgt die Umrech-
nung zu dem am Tage der Zahlung amtlich 
festgesetzten Kurs, es sei denn, dass nach-
weisbar ein anderer Kurs zu zahlen oder ge-
zahlt worden ist. 

  18.4 Eine Zahlungsabwicklung im Gutschriften- verfah-
ren ist ausdrücklich zu vereinbaren. Unabhängig 
davon sind Gutschriften nach Leistungserbringung 
sofort zu erteilen und zu bezahlen. 
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19. Aufrechnung, Zurückbehaltung 19. Aufrechnung, Zurückbehaltung 

 Gegenüber Ansprüchen aus dem Verkehrs-
vertrag und damit zusammenhängenden 
außervertraglichen Ansprüchen ist eine Auf-
rechnung oder Zurückbehaltung nur mit fälli-
gen Gegenansprüchen zulässig, denen ein 
Einwand nicht entgegensteht. 

 Gegenüber Ansprüchen aus dem Verkehrsvertrag 
und damit zusammenhängenden außervertraglichen 
Ansprüchen ist eine Aufrechnung oder Zurückbehal-
tung nur zulässig, wenn der Gegenanspruch fällig, 
unbestritten, entscheidungsreif oder rechtskräftig 
festgestellt ist. 

20. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 20. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 

20.1 Der Spediteur hat wegen aller fälligen und 
nicht fälligen Forderungen, die ihm aus den 
in Ziffer 2.1 genannten Tätigkeiten an den 
Auftraggeber zustehen, ein Pfand- recht 
und ein Zurückbehaltungsrecht an den in 
seiner Verfügungsgewalt befindlichen Gü-
tern oder sonstigen Werten. Das Pfand- und 
Zurückbehaltungsrecht geht nicht über das 
gesetzliche Pfand- und Zurückbehaltungs-
recht  hinaus. 

20.1 Zur Absicherung seiner Forderungen aus ver-
kehrsvertraglichen Leistungen darf der Spediteur 
sich auf die ihm zustehenden gesetzlichen Pfand- 
und Zurückbehaltungsrechte berufen. 

20.2 Der Spediteur darf ein Pfand- oder Zurück-
behaltungsrecht wegen Forderungen aus 
anderen mit dem Auftraggeber abgeschlos-
senen Verkehrsverträgen nur ausüben, so-
weit sie unbestritten sind oder wenn die 
Vermögenslage des Schuldners die Forde-
rung des Spediteurs gefährdet. 

20.2 Die Pfandverwertung erfolgt nach den gesetzlichen 
Bestimmungen mit der Maßgabe, dass 

  20.2.1 bei Ausübung des gesetzlichen Pfandrechts des 
Frachtführers oder Verfrachters die Androhung des 
Pfandverkaufs und die erforderlichen Benachrichti-
gungen an den Empfänger zu richten sind, 

20.3 An die Stelle der in § 1234 BGB bestimmten 
Frist von einem Monat tritt in allen Fällen eine 
solche von zwei Wochen 

20.2.2 an die Stelle der in § 1234 BGB bestimmten Frist 
von einem Monat die von einer Woche tritt. 

 . 20.3 Der Auftraggeber ist berechtigt, die Ausübung 
des Pfandrechts zu untersagen, wenn er dem 
Spediteur ein hinsichtlich seiner Forderungen 
gleichwertiges Sicherungsmittel (z. B. selbst-
schuldnerische Bankbürgschaft) einräumt. 

20.4 Ist der Auftraggeber im Verzug, so kann der 
Spediteur nach erfolgter Verkaufsandrohung 
von den in seinem Besitz befindlichen Gü-
tern und Werten eine solche Menge, wie 
nach seinem pflichtgemäßen Ermessen zur 
Befriedigung erforderlich ist, freihändig ver-
kaufen. 
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20.5 Für den Pfand- oder Selbsthilfeverkauf kann 
der Spediteur in allen Fällen eine Verkaufs-
provision vom Nettoerlös in Höhe von ortsüb-
lichen Sätzen berechnen. 

  

21. Versicherung des Gutes 21. Versicherung des Gutes 

21.1 Der Spediteur besorgt die Versicherung des 
Gutes (z. B. Transport- oder Lagerversiche-
rung) bei einem Versicherer seiner Wahl, 
wenn der Auftraggeber ihn vor Übergabe der 
Güter beauftragt. 

Kann der Spediteur wegen der Art der zu 
versichernden Güter oder aus einem ande-
ren Grund keinen Versicherungsschutz ein-
decken, hat der Spediteur dies dem Auftrag-
geber unverzüglich mitzuteilen. 

21.1 Der Spediteur besorgt die Versicherung des Gutes 
(z. B. Transport- oder Lagerversicherung) bei ei-
nem Versicherer seiner Wahl, wenn der Auftrag-
geber ihn vor Übergabe der Güter beauftragt. 

Kann der Spediteur wegen der Art der zu versi-
chernden Güter oder aus einem anderen Grund 
keinen Versicherungsschutz eindecken, hat der 
Spediteur dies dem Auftraggeber unverzüglich 
mitzuteilen. 

21.2 Der Spediteur ist berechtigt, aber nicht ver-
pflichtet, die Versicherung des Gutes zu be-
sorgen, wenn dies im Interesse des Auftrag-
gebers liegt. Der Spediteur darf vermuten, 
dass die Eindeckung einer Versicherung im 
Interesse des Auftraggebers liegt, insbesonde-
re wenn 

- der Spediteur bei einem früheren Ver-
kehrsvertrag eine Versicherung besorgt 
hat, 

- der Auftraggeber im Auftrag einen Wa-
renwert (Ziffer 3.4) angegeben hat. 

Die Vermutung des Interesses an der Ein-
deckung einer Versicherung besteht ins-
besondere nicht, wenn 

- der Auftraggeber die Eindeckung 
schriftlich untersagt, 

- der Auftraggeber ein Spediteur, 
Frachtführer oder Lagerhalter ist. 

21.2 Der Spediteur ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
die Versicherung des Gutes zu besorgen, wenn 
dies im Interesse des Auftraggebers liegt. Der Spe-
diteur darf vermuten, dass die Eindeckung einer 
Versicherung im Interesse des Auftraggebers liegt, 
insbesondere wenn 

a. der Spediteur bei einem früheren Verkehrsver-
trag eine Versicherung besorgt hat, 

b. der Auftraggeber im Auftrag einen Warenwert 
für eine Versicherung des Gutes angegeben 
hat. 

Die Vermutung des Interesses an der Eindeckung 
einer Versicherung besteht insbesondere nicht, 
wenn 

a. der Auftraggeber die Eindeckung schriftlich un-
tersagt, 

b. der Auftraggeber ein Spediteur, Frachtführer 
oder Lagerhalter ist. 

21.3 Der Spediteur hat nach pflichtgemäßem Er-
messen über Art und Umfang der Versiche-
rung zu entscheiden und sie zu marktübli-
chen Bedingungen abzuschließen, es sei 
denn, der Auftraggeber erteilt dem Spediteur 
unter Angabe der Versicherungssumme und 
der zu deckenden Gefahren schriftlich eine 
andere Weisung. 

21.3 Der Spediteur hat nach pflichtgemäßem Ermessen 
über Art und Umfang der Versicherung zu ent-
scheiden und sie zu marktüblichen Bedingungen 
abzuschließen, es sei denn, der Auftraggeber er-
teilt dem Spediteur unter Angabe der Versiche-
rungssumme und der zu deckenden Gefahren in 
Textform eine andere Weisung. 
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21.4 Ist der Spediteur Versicherungsnehmer und 
hat er für Rechnung des Auftraggebers ge-
handelt, ist der Spediteur verpflichtet, auf 
Verlangen gemäß Ziffer 14.1 Rechnung zu 
legen. In diesem Fall hat der Spediteur die 
Prämie für jeden einzelnen Verkehrsvertrag 
auftragsbezogen zu erheben, zu dokumentie-
ren und in voller Höhe ausschließlich für die-
se Versicherungsdeckung an den Versiche-
rer abzuführen. 

  

21.5 Für die Versicherungsbesorgung, Einzie-
hung des Entschädigungsbetrages und 
sonstige Tätigkeiten bei Abwicklung von 
Versicherungsfällen und Havarien steht dem 
Spediteur eine besondere Vergütung neben 
dem Ersatz seiner Auslagen zu. 

21.4 Besorgt der Spediteur im Interesse des Auftragge-
bers eine Versicherung, die Einziehung eines Ent-
schädigungsbetrags oder übernimmt er sonstige 
Tätigkeiten bei Abwicklung von Versicherungsfällen 
und Havarien, so steht dem Spediteur auch ohne 
Vereinbarung eine ortsübliche, ansonsten ange-
messene Vergütung neben dem Ersatz seiner Aus-
lagen zu. 

22. Haftung des Spediteurs, Abtretung von 
Ersatzansprüchen 

22. Haftung des Spediteurs, Abtretung von 
Ersatzansprüchen 

22.1 Der Spediteur haftet bei all seinen Tätigkei-
ten (Ziffer 2.1) nach den gesetzlichen Vor-
schriften. Es gelten jedoch die folgenden 
Regelungen, soweit zwingende oder AGB-
feste Rechtsvorschriften nichts anderes be-
stimmen. 

22.1 Der Spediteur haftet für Schäden nach Maßgabe 
der gesetzlichen Vorschriften. Es gelten jedoch 
die folgenden Regelungen, soweit zwingende 
oder AGB-feste Rechtsvorschriften nichts ande-
res bestimmen. 

22.2 Soweit der Spediteur nur den Abschluss 
der zur Erbringung der vertraglichen Leis-
tungen erforderlichen Verträge schuldet, 
haftet er nur für die sorgfältige Auswahl der 
von ihm beauftragten Dritten. 

  

22.3 In allen Fällen, in denen der Spediteur für 
Verlust oder Beschädigung des Gutes zu 
haften hat, hat er Wert- und Kostenersatz 
entsprechend §§ 429, 430 HGB zu leisten. 

22.2 In allen Fällen, in denen der Spediteur nach den 
Ziffern 23.3 und 24 verschuldensabhängig für Ver-
lust oder Beschädigung des Gutes (Güterschäden) 
haftet, hat er statt Schadenersatz Wert- und Kos-
tenersatz entsprechend den §§ 429, 430, 432 S. 1 
HGB zu leisten. 

22.4 Soweit die §§ 425 ff. und 461 Abs. 1 HGB 
nicht gelten, haftet der Spediteur für Schä-
den, die entstanden sind aus 

22.3 Bei Inventurdifferenzen kann der Spediteur bei 
gleichzeitigen Fehl- und Mehrbeständen desselben 
Auftraggebers zur Ermittlung des Wertersatzes in 
den von Ziffer 24 erfassten Fällen eine wertmäßige 
Saldierung des Lagerbestands vornehmen. 

22.4.1 - ungenügender Verpackung oder 
Kennzeichnung des Gutes durch den 
Auftraggeber oder Dritte; 
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22.4.2 - vereinbarter oder der Übung ent-
sprechender Aufbewahrung im 
Freien; 

  

22.4.3 - schwerem Diebstahl oder Raub 
(§§ 243, 244, 249 StGB); 

  

22.4.4 - höherer Gewalt, Witterungseinflüs-
sen, Schadhaftwerden von Geräten 
oder Leitungen, Einwirkung anderer 
Güter, Beschädigung durch Tiere, 
natürlicher Veränderung des Gutes 

nur insoweit, als ihm eine schuldhafte Ver-
ursachung des Schadens nachgewiesen 
wird. Konnte ein Schaden aus einem der 
vorstehend aufgeführten Umständen ent-
stehen, so wird vermutet, dass er aus die-
sem entstanden ist. 

  

  22.4 Auf einen Verkehrsvertrag über eine Beförderung 
mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln unter 
Einschluss einer Seebeförderung finden unabhän-
gig davon, auf welcher Teilstrecke ein Schaden ein-
tritt, stets die §§ 425 bis 439 HGB Anwendung. 

22.5 Hat der Spediteur aus einem Schadenfall 
Ansprüche gegen einen Dritten, für den er 
nicht haftet, oder hat der Spediteur gegen 
einen Dritten seine eigene Haftung überstei-
gende Ersatzansprüche, so hat er diese An-
sprüche dem Auftraggeber auf dessen Ver-
langen abzutreten, es sei denn, dass der 
Spediteur aufgrund besonderer Abmachung 
die Verfolgung der Ansprüche für Rechnung 
und Gefahr des Auftraggebers übernimmt. 

Der Auftraggeber kann auch verlangen, dass 
der Spediteur ihm die gesamten Ansprüche 
gegen den Dritten erfüllungshalber abtritt. § 
437 HGB bleibt unberührt. 

Soweit die Ansprüche des Auftraggebers vom 
Spediteur oder aus der Speditionsversiche-
rung befriedigt worden sind, erstreckt sich der 
Abtretungsanspruch nur auf den die Leistung 
des Spediteurs bzw. der Versicherung über-
steigenden Teil des Anspruchs gegen den 
Dritten. 

22.5 Hat der Spediteur aus einem Schadenfall Ansprü-
che gegen einen Dritten, für den er nicht haftet, 
oder hat der Spediteur gegen einen Dritten seine 
eigene Haftung übersteigende Ersatzansprüche, 
so hat er diese Ansprüche dem Auftraggeber auf 
dessen Verlangen abzutreten, es sei denn, dass 
der Spediteur aufgrund besonderer Abmachung 
die Verfolgung der Ansprüche für Rechnung und 
Gefahr des Auftraggebers übernimmt. 
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23. Haftungsbegrenzungen 23. Haftungsbegrenzungen 

23.1 Die Haftung des Spediteurs bei Verlust 
oder Beschädigung des Gutes (Güter-
schaden) ist mit Ausnahme der verfügten 
Lagerung der Höhe nach begrenzt 

23.1 Die Haftung des Spediteurs für Güterschäden ge-
mäß § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB ist mit Ausnahme 
von Schäden aus reinen Seebeförderungen und 
verfügten Lagerungen der Höhe nach wie folgt be-
grenzt: 

23.1.1 auf € 5 für jedes Kilogramm des Rohge-
wichts der Sendung; 

23.1.1 auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilo-
gramm, wenn der Spediteur 

a. Frachtführer im Sinne von § 407 HGB, 

b. Spediteur im Selbsteintritt, Fixkosten oder 
Sammelladungsspediteur im Sinne von  
§§ 458 bis 460 HGB 

oder 

c. Obhutsspediteur im Sinne von § 461 Abs. 1 
HGB ist; 

23.1.2 bei einem Schaden, der an dem Gut wäh-
rend des Transports mit einem Beförde-
rungsmittel eingetreten ist, abweichend 
von Ziffer 23.1.1 auf den für diese Beför-
derung gesetzlich festgelegten Haftungs-
höchstbetrag; 

23.1.2 auf 2 statt 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes 
Kilogramm, wenn der Auftraggeber mit dem Spedi-
teur einen Verkehrsvertrag über eine Beförderung 
mit verschiedenartigen Beförderungsmitteln unter 
Einschluss einer Seebeförderung nach Ziffer 22.4 
geschlossen hat. 

23.1.3 bei einem Verkehrsvertrag über eine Be-
förderung mit verschiedenartigen Beför-
derungsmitteln unter Einschluss einer 
Seebeförderung, abweichend von Ziffer 
23.1.1. auf 2 SZR für jedes Kilogramm. 

23.1.3 Übersteigt die Haftung des Spediteurs aus Ziffer 
23.1.1. einen Betrag von 1 Million Euro je Scha-
denfall ist seine Haftung außerdem begrenzt aus 
jedem Schadenfall höchstens auf einen Betrag 
von 1 Million Euro oder 2 Sonderziehungsrechte 
für jedes Kilogramm, je nachdem, welcher Betrag 
höher ist. 

23.1.4 in jedem Schadenfall höchstens auf 
einen Betrag von € 1 Mio. oder 2 SZR 
für jedes Kilogramm, je nachdem, wel-
cher Betrag höher ist. 

23.2 Die Haftung des Spediteurs bei Güterschäden ist 
bei einem Verkehrsvertrag über eine reine Seebe-
förderung und bei grenzüberschreitenden Beförde-
rungen auf den für diese Beförderung gesetzlich 
festgelegten Haftungshöchstbetrag begrenzt. 

23.2 Sind nur einzelne Packstücke oder Teile 

der Sendung verloren oder beschädigt wor-
den, berechnet sich die Haftungshöchstsum-
me nach dem Rohgewicht 

- der gesamten Sendung, wenn die 
gesamte Sendung entwertet ist, 

- des entwerteten Teils der Sen-
dung, wenn nur ein Teil der Sen-
dung entwertet ist. 

23.3 In den von Ziffern 23.1 und 23.2 nicht erfassten 
Fällen (wie § 461 Abs. 2 HGB, §§ 280 ff. BGB) ist 
die Haftung des Spediteurs für Güterschäden ent-
sprechend § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB der Höhe 
nach begrenzt 
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  23.3.1 bei einem Verkehrsvertrag über reine Seebeförde-
rungen oder eine Beförderung mit verschiedenarti-
gen Beförderungsmitteln unter Einschluss einer 
Seebeförderung auf 2 Sonderziehungsrechte für 
jedes Kilogramm, 

  23.3.2 bei allen anderen Verkehrsverträgen auf 8,33 
Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm. 

  23.3.3 Außerdem ist die Haftung des Spediteurs begrenzt 
aus jedem Schadenfall höchstens auf einen Betrag 
von 1 Million Euro. 

23.3 Die Haftung des Spediteurs für andere 
als Güterschäden mit Ausnahme von 
Personenschäden und Sachschäden an 
Drittgut ist der Höhe nach begrenzt auf 
das Dreifache des Betrages, der bei Ver-
lust des Gutes zu zahlen wäre, höchs-
tens auf einen Betrag von € 100.000 je 
Schadenfall. Die §§ 431 Abs. 3, 433 HGB 
bleiben unberührt. 

23.4 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güter-
schäden mit Ausnahme von Schäden bei verfügten 
Lagerungen, Personenschäden und Sachschäden 
an Drittgut ist der Höhe nach begrenzt auf das Drei-
fache des Betrags, der bei Verlust des Gutes nach 
Ziffern 23.3.1 oder 23.3.2 zu zahlen wäre. 

  23.4.1 Außerdem ist die Haftung des Spediteurs begrenzt 
aus jedem Schadenfall höchstens auf einen Betrag 
von 100.000 Euro. 

  23.4.2 Die §§ 413 Abs. 2, 418 Abs. 6, 422 Abs. 3, 431 Abs. 
3, 433, 466, 487 Abs. 2, 491 Abs. 5, 520 Abs. 2, 
521 Abs. 4, 523 HGB sowie entsprechende Haf-
tungsbestimmungen in internationalen Überein-
kommen, von denen im Wege vorformulierter Ver-
tragsbedingungen nicht abgewichen werden darf, 
bleiben unberührt. 

23.4 Die Haftung des Spediteurs ist in jedem 
Fall, unabhängig davon, wieviele Ansprü-
che aus einem Schadenereignis erhoben 
werden, begrenzt auf € 2 Mio. je Scha-
denereignis oder 2 SZR für jedes Kilo-
gramm der verlorenen und beschädigten 
Güter, je nachdem, welcher Betrag höher 
ist, bei mehreren Geschädigten haftet der 
Spediteur anteilig im Verhältnis ihrer An-
sprüche. 

23.5 Übersteigt die Haftung des Spediteurs aus den Zif-
fern 23.1, 23.3 und 23.4 einen Betrag von 2 Millio-
nen Euro je Schadenereignis, ist seine Haftung un-
abhängig davon, wie viele Ansprüche aus einem 
Schadenereignis erhoben werden, außerdem be-
grenzt höchstens auf 2 Millionen Euro je Schaden-
ereignis oder 2 Sonderziehungsrechte für jedes 
Kilogramm der verlorenen und beschädigten Güter, 
je nachdem, welcher Betrag höher ist; bei mehre-
ren Geschädigten haftet der Spediteur anteilig im 
Verhältnis ihrer Ansprüche. 

23.5 Für die Berechnung des SZR gilt § 431 Abs. 4 
HGB. 
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24. Haftungsbegrenzungen bei verfügter Lage-
rung 

24. Haftungsbegrenzungen bei verfügter Lagerung, 
Inventuren und Wertdeklaration 

24.1 Die Haftung des Spediteurs bei Verlust oder 
Beschädigung des Gutes (Güterschaden) ist 
bei einer verfügten Lagerung begrenzt 

24.1 Die Haftung des Spediteurs bei Güterschäden ist 
bei einer verfügten Lagerung der Höhe nach be-
grenzt 

24.1.1 auf € 5 für jedes Kilogramm des Rohge-
wichts der Sendung, 

24.1.1 entsprechend § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB auf 8,33 
Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, 

24.1.2 höchstens € 5.000 je Schadenfall; besteht 
der Schaden eines Auftraggebers in einer 
Differenz zwischen Soll- und Ist-Bestand des 
Lagerbestandes (Ziffer 15.6), so ist die Haf-
tungshöhe auf € 25.000 begrenzt, unabhän-
gig von der Zahl der für die Inventurdifferenz 
ursächlichen Schadenfälle. In beiden Fällen 
bleibt Ziffer 24.1.1 unberührt. 

24.1.2 höchstens 25.000 Euro je Schadenfall. 

24.2 Ziffer 23.2 gilt entsprechend. 24.1.3 Besteht der Schaden eines Auftraggebers in einer 
Differenz zwischen Soll- und Ist- Bestand des La-
gerbestands, ist die Haftung des Spediteurs ab-
weichend von Ziffer 24.1.2 der Höhe nach auf 
50.000 Euro pro Jahr begrenzt, unabhängig von 
Anzahl und Form der durchgeführten Inventuren 
und von der Zahl der für die Inventurdifferenz ur-
sächlichen Schadenfälle. 

  24.2 Der Auftraggeber kann gegen Zahlung eines zu 
vereinbarenden Zuschlags vor Einlagerung in 
Textform einen Wert zur Erhöhung der Haftung 
angeben, der die in Ziffer 24.1 bestimmten 
Höchstbeträge übersteigt. In diesem Fall tritt der 
jeweils angegebene Wert an die Stelle des betref-
fenden Höchstbetrages. 

24.3 Die Haftung des Spediteurs für andere als 
Güterschäden mit Ausnahme von Personen-
schäden und Sachschäden an Drittgut ist bei 
einer verfügten Lagerung begrenzt auf € 
5.000 je Schadenfall. 

24.3 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güter-
schäden mit Ausnahme von Personenschäden und 
Sachschäden an Drittgut ist bei einer verfügten La-
gerung begrenzt auf 25.000 Euro je Schadenfall. 

24.4 Die Haftung des Spediteurs ist in jedem Fall, 
unabhängig davon, wie viele Ansprüche aus 
einem Schadenereignis erhoben werden, 
auf € 2 Mio. je Schadenereignis begrenzt; 
bei mehreren Geschädigten haftet der Spe-
diteur anteilig im Verhältnis ihrer Ansprüche. 

24.4 Die Haftung des Spediteurs – mit Ausnahme von 
Personenschäden und Sachschäden an Drittgut – 
ist in jedem Fall, unabhängig davon, wie viele An-
sprüche aus einem Schadenereignis erhoben 
wer- den, bei einer verfügten Lagerung auf 2 Mil-
lionen Euro je Schadenereignis begrenzt; bei 
mehreren Geschädigten haftet der Spediteur an-
teilig im Verhältnis ihrer Ansprüche. Ziffer 24.2 
bleibt unberührt. 
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25. Beweislast 25. Haftungsausschluss bei See- und Binnen-
schiffsbeförderungen 

25.1 Der Auftraggeber hat im Schadenfall zu be-
weisen, dass dem Spediteur ein Gut be-
stimmter Menge und Beschaffenheit ohne 
äußerlich erkennbare Schäden (§ 438 HGB) 
übergeben worden ist. Der Spediteur hat zu 
beweisen, dass er das Gut, wie er es erhal-
ten hat, abgeliefert hat. 

25.1 Gemäß § 512 Abs. 2 Nr. 1 HGB ist vereinbart, dass 
der Spediteur in seiner Stellung als Verfrachter ein 
Verschulden seiner Leute und der Schiffsbesatzung 
nicht zu vertreten hat, wenn der Schaden durch ein 
Verhalten bei der Führung oder der sonstigen Be-
dienung des Schiffes, jedoch nicht bei der Durch-
führung von Maßnahmen, die überwiegend im Inte-
resse der Ladung getroffen wurden, oder durch 
Feuer oder Explosion an Bord eines Schiffes ent-
standen ist. 

25.2 Der Beweis dafür, dass ein Güterschaden 
während des Transports mit einem Beförde-
rungsmittel (Ziffer 23.1.2) eingetreten ist, 
obliegt demjenigen, der dies behauptet. Bei 
unbekanntem Schadenort hat der Spediteur 
auf Verlangen des Auftraggebers oder Emp-
fängers den Ablauf der Beförderung anhand 
einer Schnittstellendokumentation (Ziffer 7) 
darzulegen. Es wird vermutet, dass der 
Schaden auf derjenigen Beförderungsstre-
cke eingetreten ist, für die der Spediteur ei-
ne vorbehaltslose Quittung nicht vorlegt. 

25.2 Gemäß Art. 25 Abs. 2 CMNI ist vereinbart, dass 
der Spediteur in seiner Stellung als Frachtführer 
oder ausführender Frachtführer nicht für Schäden 
haftet, die 

25.3 Der Spediteur ist verpflichtet, durch Einho-
lung von Auskünften und Beweismitteln für 
die Feststellung zu sorgen, wo der geltend 
gemachte Schaden eingetreten ist 

25.2.1 durch eine Handlung oder Unterlassung des Schiffs-
führers, Lotsen oder sonstiger Personen im Dienste 
des Schiffes oder eines Schub- oder Schleppbootes 
bei der nautischen Führung oder der Zusammen-
stellung oder Auflösung eines Schub- oder 
Schleppverbandes verursacht werden, vorausge-
setzt, der Spediteur hat seine Pflichten nach Art. 3 
Abs. 3 CMNI hinsichtlich der Besatzung erfüllt, es 
sei denn, die Handlung oder Unterlassung wird in 
der Absicht, den Schaden herbeizuführen, oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen, dass 
ein solcher Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintre-
ten werde, 

  25.2.2 durch Feuer oder Explosion an Bord des Schiffes 
verursacht worden, ohne dass nachgewiesen 
wird, dass das Feuer oder die Explosion durch ein 
Verschulden des Spediteurs, des ausführenden 
Frachtführers oder ihrer Bediensteten oder Beauf-
tragten oder durch einen Mangel des Schiffes 
verursacht wurde, 

  25.2.3 auf vor Beginn der Reise bestehende Mängel seines 
oder eines gemieteten oder gecharterten Schiffes 
zurückzuführen sind, wenn er beweist, dass die 
Mängel trotz Anwendung gehöriger Sorgfalt vor Be-
ginn der Reise nicht zu entdecken waren. 
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26. Außervertragliche Ansprüche 26. Außervertragliche Ansprüche 

 Die vorstehenden Haftungsbefreiungen und  
-beschränkungen gelten entsprechend  
§§ 434, 436 HGB auch für außervertragliche 
Ansprüche. 

 Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und  
-begrenzungen finden nach Maßgabe der §§ 434, 
436 HGB auch auf außervertragliche Ansprüche 
Anwendung. 

Die §§ 413 Abs. 2, 418 Abs. 6, 422 Abs. 3, 431 
Abs. 3, 433, 466, 487 Abs. 2, 491 Abs. 5, 520 Abs. 
2, 521 Abs. 4, 523 HGB sowie entsprechende Haf-
tungsbestimmungen in internationalen Überein-
kommen, von denen im Wege vorformulierter Ver-
tragsbedingungen nicht abgewichen werden darf, 
bleiben unberührt. 

27. Qualifiziertes Verschulden 27. Qualifiziertes Verschulden 

 Die vorstehenden Haftungsbefreiungen und 
-begrenzungen gelten nicht, wenn der 
Schaden verursacht worden ist 

27.1 Die in den Ziffern 22.2, 22.3, 23.3 und 23.4 i.V.m. 
23.5 sowie 24 genannten Haftungsausschlüsse und 
-begrenzungen gelten nicht, wenn der Schaden ver-
ursacht worden ist. 

27.1 durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des 
Spediteurs oder seiner leitenden Angestell-
ten oder durch Verletzung vertragswesentli-
cher Pflichten, wobei Ersatzansprüche in 
letzterem Fall begrenzt sind auf den vorher-
sehbaren, typischen Schaden; 

27.1.1 durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Spedi-
teurs oder seiner leitenden Angestellten oder 

  27.1.2 durch Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, 
wobei Ersatzansprüche in letzterem Fall begrenzt 
sind auf den vorhersehbaren, typischen Schaden. 

Vertragswesentliche Pflichten sind Pflichten, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Verkehrsvertrags erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrau-
en darf. 

  27.1.3 Abweichend von Ziffer 27.1.2 entfallen die Haf-
tungsbegrenzungen in Ziffer 24.1 und 24.2 nur bei 
einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verlet-
zung vertragswesentlicher Pflichten. 

27.2 in den Fällen der §§ 425 ff., 461 Abs. 1 HGB 
durch den Spediteur oder die in §§ 428, 462 
HGB genannten Personen vorsätzlich oder 
leichtfertig und in dem Bewußtsein, daß ein 
Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten 
werde. 

27.2 § 435 HGB bleibt in den von Ziffer 23.1 i.V.m. 23.5 
und § 507 HGB bei einem Verkehrsvertrag über 
eine reine Seebeförderung in den von Ziffer 23.2 
erfassten Fällen anwendbar. 
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  27.3 Ziffer 27.1 findet keine Anwendung auf gesetzliche 
Vorschriften wie Art. 25 MÜ, Art. 36 CIM oder Art. 
21 CMNI, die die Haftung des Spediteurs erweitern 
oder die Zurechnung des Verschuldens von Leuten 
oder sonstigen Dritten ausdehnen. 

28. Schadenanzeige   

 Für die Anzeige eines Schadens findet § 438 
HGB Anwendung. 

  

29. Haftungsversicherung des Spediteurs 28. Haftungsversicherung des Spediteurs 

29.1 Der Spediteur ist verpflichtet, bei einem Ver-
sicherer seiner Wahl eine Haftungsversiche-
rung zu marktüblichen Bedingungen abzu-
schließen und aufrecht zu erhalten, die seine 
verkehrsvertragliche Haftung nach den 
ADSp und nach dem Gesetz im Umfang der 
Regelhaftungssummen abdeckt. 

28.1 Der Spediteur ist verpflichtet, bei einem Versiche-
rer seiner Wahl eine Haftungsversicherung abzu-
schließen und aufrecht zu erhalten, die mindestens 
im Umfang der Regelhaftungssummen seine ver-
kehrsvertragliche Haftung nach den ADSp und 
nach dem Gesetz abdeckt. 

29.2 Die Vereinbarung einer Höchstersatzleistung 
je Schadenfall, Schadenereignis und Jahr ist 
zulässig; ebenso die Vereinbarung einer 
Schadenbeteiligung des Spediteurs. 

28.2 Die Vereinbarung einer Höchstersatzleistung je 
Schadenfall, Schadenereignis und Jahr ist zulässig; 
ebenso die Vereinbarung einer angemessenen 
Selbstbeteiligung des Spediteurs. 

29.3 Der Spediteur darf sich gegenüber dem 
Auftraggeber auf die ADSp nur berufen, 
wenn er bei Auftragserteilung einen ausrei-
chenden Haftungsversicherungsschutz vor-
hält. 

28.3 Der Spediteur hat dem Auftraggeber auf Verlangen 
das Bestehen eines gültigen Haftungsversiche-
rungsschutzes nachzuweisen. Hierfür genügt die 
Vorlage einer Versicherungsbestätigung. Erbringt 
er diesen Nachweis nicht innerhalb einer ange-
messenen Frist und verfügt er nicht über einen gül-
tigen Versicherungsschutz, darf sich der Spediteur 
gegenüber dem Auftraggeber nicht auf die Haf-
tungsbestimmungen der ADSp berufen. 

29.4 Auf Verlangen des Auftraggebers hat der 
Spediteur diesen Haftungsversicherungs-
schutz durch eine Bestätigung des Versiche-
rers nachzuweisen. 

 entfällt 
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  29. Geheimhaltung, Compliance 

  29.1 Die Parteien sind verpflichtet, sämtliche ihnen bei 
der Durchführung des Verkehrsvertrags bekannt 
werdenden und als vertraulich gekennzeichneten 
Informationen vertraulich zu behandeln. Die Infor-
mationen dürfen ausschließlich zum Zwecke der 
Leistungserbringung genutzt werden. Nicht erfasst 
hiervon sind Informationen, die öffentlich zugäng-
lich oder bei objektiver Betrachtung für die andere 
Vertragspartei nicht schutzbedürftig sind 

  29.2 Beide Parteien verpflichten sich bei der Ausfüh-
rung der vertraglichen Verpflichtungen, die für ihr 
Unternehmen geltenden gesetzlichen Vorschriften 
einzuhalten, und unterstützen und achten die 
Grundsätze des „Global Compact“ („UNGC“), der 
allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der 
Vereinten Nationen und die Erklärung der Interna-
tional Labor Organization über grundlegende Prin-
zipien und Rechte bei der Arbeit von 1998 
(„Declaration on Fundamental Principles and 
Rights at Work“) in Übereinstimmung mit nationa-
len Gesetzen und Gepflogenheiten. Insbesondere 
werden beide Parteien in ihren Unternehmen 

a. keine Kinder beschäftigen oder Zwangsarbeiter 
einsetzen, 

b. die jeweiligen nationalen Gesetze und Rege-
lungen über Arbeitszeiten, Löhne und Gehäl-
ter, insbesondere zur Zahlung des gesetzli-
chen Mindestlohns, und sonstige Arbeitgeber-
verpflichtungen einhalten, 

c. die geltenden Arbeits- und Gesundheitsbe-
stimmungen einhalten und für ein sicheres und 
gesundheitsförderliches Arbeitsumfeld sorgen, 
um die Gesundheit der Beschäftigten zu erhal-
ten und Unfälle, Verletzungen sowie arbeitsbe-
dingte Erkrankungen zu vermeiden, 

d. jegliche Diskriminierung aufgrund Rasse, Reli-
gion, Behinderung, Alter, sexueller Orientie-
rung oder Geschlecht unterlassen, 

e. die internationalen Antikorruptionsstandards, 
wie sie im UNGC und lokalen Antikorruptions- 
und -bestechungsgesetzen festgelegt sind, be-
achten, 

f. alle geltenden Umweltgesetze und -regelungen 
einhalten. 
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30. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwen-
dendes Recht 

30. Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes 
Recht 

30.1 Für die Rechtsbeziehungen des Spediteurs 
zum Auftraggeber oder zu seinen Rechtsnach-
folgern gilt deutsches Recht. 

30.1 Für die Rechtsbeziehung zwischen Spediteur und 
Auftraggeber gilt deutsches Recht. 

30.2 Der Erfüllungsort ist für alle Beteiligten der 
Ort derjenigen Niederlassung des Spedi-
teurs, an die der Auftrag gerichtet ist. 

30.2 Der Erfüllungsort ist für alle Beteiligten der Ort 
derjenigen Niederlassung des Spediteurs, an die 
der Auftrag oder die Anfrage gerichtet ist. 

30.3 Der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkei-
ten, die aus dem Auftragsverhältnis oder im 
Zusammenhang damit entstehen, ist für alle 
Beteiligten, soweit sie Kaufleute sind, der Ort 
derjenigen Niederlassung des Spediteurs, an 
die der Auftrag gerichtet ist; für Ansprüche 
gegen den Spediteur ist dieser Gerichtsstand 
ausschließlich. 

30.3 Der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten, die 
aus dem Verkehrsvertrag, seiner versuchten Anbah-
nung oder im Zusammenhang damit entstehen, ist 
für alle Beteiligten, soweit sie Kaufleute sind, der Ort 
derjenigen Niederlassung des Spediteurs, an die der 
Auftrag oder die Anfrage gerichtet ist; für Ansprüche 
gegen den Spediteur ist dieser Gerichtsstand aus-
schließlich. Die vorstehende, ausschließliche 
Gerichtsstandsbestimmung gilt im Fall der Art. 31 
CMR und 46 § 1 CIM als zusätzliche 
Gerichtsstandsbestimmung, im Falle der Art 39 
CMR, 33 MÜ, 28 W A nicht. 

 


